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Polizei Hamburg am Limit – Einsatzbelastung immer unerträglicher 
Flora-Aktivisten missbrauchen Flüchtlingsschicksale 

 
Die Hamburger Polizei arbeitet „Ihre“ oftmals personalintensiven Einsätze professionell, routiniert 
und engagiert ab. Dazu gehören u. a.  Demonstrationen, Fußballeinsätze, Bewachung ehemals 
Sicherungsverwahrter, Präsenzdienste oder Großeinsätze, wie zuletzt der bundesweite „Blitzerma-
rathon“ und selbstverständlich die Bewältigung der täglichen Einsatzanlässe. Dies hat zur Folge, 
dass die Kollegen/innen enorm belastet werden durch Anordnung von 12-Stunden-Diensten, dau-
erhafte Eingriffe in die Dienstzeitregelungen, Anordnung von Mehrarbeit, Dienstzeitverschiebungen 
und die Streichung von freien Wochenenden. Dass dieser „tägliche Wahnsinn“ noch steigerungs-
fähig ist erleben wir seit dem 11. Oktober 2013. 
 
Dazu der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Joachim Lenders: 
„Nachdem der Senat dem Rechtsstaat Geltung verschafft und die Identität der sogenannten Lam-
pedusa-Flüchtlinge durch die Polizei feststellen lässt, kommen unsere Kollegen/innen nicht mehr 
aus den Stiefeln. Die schon bisher angespannte Personalsituation hat sich deutlich verschärft. Tei-
le der gewaltbereiten linken Szene haben mobil gemacht, setzen Ultimaten und drohen unverhoh-
len damit, Gewalt auf die Straßen Hamburgs zu bringen. Es gibt ein friedliches, gesellschaftspoliti-
sches Lager, welches sich aus humanitären Gründen für die Lampedusa-Flüchtlinge einsetzt. Aus 
deren Aktionsbereich hat es bisher auch keine gewalttätigen Aktionen gegeben – sie stellen sich 
mit friedlichen Protestaktionen gegen die Linie des Senats. Das ist ihr legitimes Recht und man 
muss sich auch die Frage stellen, ob der Zeitpunkt des Agierens durch den Senat klug gewählt 
wurde. Es ändert aber nichts an der grundsätzlichen Ausrichtung, dass es folgerichtig ist, die er-
forderlichen strafprozessualen und ausländerrechtlichen Maßnahmen durchzuführen.  
Rassismusvorwürfe gegen die Polizei und den Senat seitens der linken Szene entbehren 
jeglicher Grundlage. Es ist geradezu unerträglich wie gewaltbereite Protestaufzüge aus 
Linksextremisten, Autonomen und Antiimperialisten die Stadt seit Tagen terrorisieren und 
die Flüchtlingsschicksale für ihren gewaltbereiten Straßenkampf benutzen und missbrau-
chen. Ihr Aktionismus beschränkt sich nur auf Krawall und Randale.  Sie erweisen mit ihrem 
Handeln den Flüchtlingen selbst, wie auch deren gewaltfreien Unterstützern einen Bärendienst. Es 
ist allerdings auch dringend geboten, dass sich die friedlichen Protestgruppen deutlicher als bisher 
geschehen, von dieser Gewaltklientel distanzieren und sie von ihren Protestaufzügen ausschlie-
ßen. 
Die Polizei wird sich möglicherweise in den nächsten Wochen auf weitere personalintensive Eins-
ätze einstellen müssen. Die Belastungsgrenze unserer Kollegen/innen ist bereits am Scheitel-
punkt. Es rächt sich jetzt die Einsatzphilosophie „für Eventualitäten halten wir keine Kräfte bereit“. 
Die Bemühungen des Senats die Einstellungszahlen zu erhöhen erkennen wir zwar an, stellen 
jedoch fest, dass sie nicht ausreichend sind und sie natürlich auf die derzeitige polizeiliche Einsatz-
lage keine Auswirkung hat. Die DPolG Hamburg fordert Polizeiführung und Senat auf, weiterhin 
vermehrt auswärtige Kräfte zur Unterstützung heranzuziehen, um unsere Kollegen zumindest teil-
weise zu entlasten. Darüber hinaus erwarten wir, dass die logistischen Rahmenbedingungen für 
die Einsätze gewährleistet sein müssen. Die Anordnung der Einsatzverpflegung muss selbstver-
ständlich sein. „Pfennigfuchserei“ und eine „Muss-das-sein“-Mentalität haben da keinen Platz!“ 
 
Der Landesvorstand        Hamburg, 18.10.2013 
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